
Amtsblatt Nr. 17-1/2026 
 

  Seite 1 von 11 
Impressum  
Herausgeber: Gemeinde Demitz-Thumitz 
Redaktion: Gemeinde Demitz-Thumitz, Hauptamt 
Verantwortlich für Inhalte der amtlichen öffentlichen Mitteilungen der Gemeinde Demitz Thumitz: Bürgermeister 
Alexander Pötschke 
Eingestellt auf Homepage am: 29.04.2026, 11.00 Uhr 
Eingestellt von: Katrin Dreßler im Auftrag von Axel Griep 

 

 
      

       

 Gemeinde Demitz-Thumitz 

        

Hauptstraße 43 

        01877 Demitz-Thumitz 

 

 

Elektronisches Amtsblatt der Gemeinde Demitz-Thumitz 

Ausgabe KW 18 vom 29.04.2026 

 

 

Inhalt 

 Hauptsatzung der Gemeinde Demitz-Thumitz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Amtsblatt 

Beginn öffentliche Bekanntmachungen 



Amtsblatt Nr. 17-1/2026 
 

  Seite 2 von 11 
Impressum  
Herausgeber: Gemeinde Demitz-Thumitz 
Redaktion: Gemeinde Demitz-Thumitz, Hauptamt 
Verantwortlich für Inhalte der amtlichen öffentlichen Mitteilungen der Gemeinde Demitz Thumitz: Bürgermeister 
Alexander Pötschke 
Eingestellt auf Homepage am: 29.04.2026, 11.00 Uhr 
Eingestellt von: Katrin Dreßler im Auftrag von Axel Griep 

O r t s r e c h t 

 

Gemeinde Demitz-Thumitz 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hauptsatzung 

 

der Gemeinde Demitz-Thumitz 

vom 28.04.2026 

  

 

 



Amtsblatt Nr. 17-1/2026 
 

  Seite 3 von 11 
Impressum  
Herausgeber: Gemeinde Demitz-Thumitz 
Redaktion: Gemeinde Demitz-Thumitz, Hauptamt 
Verantwortlich für Inhalte der amtlichen öffentlichen Mitteilungen der Gemeinde Demitz Thumitz: Bürgermeister 
Alexander Pötschke 
Eingestellt auf Homepage am: 29.04.2026, 11.00 Uhr 
Eingestellt von: Katrin Dreßler im Auftrag von Axel Griep 

Hauptsatzung 
 

Aufgrund von § 4 Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO), in der jeweils 

geltenden Fassung, hat der Gemeinderat der Gemeinde Demitz-Thumitz die Hauptsatzung am 28.04.2026 

mit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlossen.  

 

Abschni! I  
Organe der Gemeinde 

 

§ 1 Organe der Gemeinde 

 

Organe der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister.  

 

Abschni! II  
Gemeinderat 

 

§ 2 Rechtsstellung und Aufgaben des Gemeinderates 

 

Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. Er führt die Bezeichnung 

Gemeinderat. Der Gemeinderat legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet 

über alle Angelegenheiten der Gemeinde, soweit nicht der Bürgermeister kra2 Gesetzes zuständig ist oder 
ihm der Gemeinderat bes3mmte Angelegenheiten überträgt. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung 

seiner Beschlüsse und sorgt beim Au2reten von Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren 

Besei3gung durch den Bürgermeister.  

 

§ 3 Zusammensetzung des Gemeinderates 

 

(1) Der Gemeinderat besteht aus den Gemeinderäten und dem Bürgermeister als Vorsitzenden.  

 

(2) Die Zahl der Gemeinderäte wird gem. § 29 Abs. 3 SächsGemO auf 12 Mitglieder festgelegt.  

 

 Abschni! III   
Ausschüsse des Gemeinderates 

 

§ 4 Beschließende Ausschüsse und deren Aufgaben 

 
(1) Es werden folgende beschließende Ausschüsse gebildet: 

 - Verwaltungsausschuss 

 - Technischer Ausschuss. 

 

(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister als dem Vorsitzenden und 4 weiteren Mitgliedern des 

Gemeinderates. Der Gemeinderat bestellt die Mitglieder und deren Stellvertreter in gleicher Zahl 

widerruflich aus seiner Mi;e. 

(3) Den beschließenden Ausschüssen werden die in den §§ 6 und 7 bezeichneten Aufgabengebiete zur 

dauernden Erledigung übertragen. Im Rahmen ihrer Zuständigkeit entscheiden die beschließenden 
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Ausschüsse an Stelle des Gemeinderates. Innerhalb ihres Geschä2skreises sind die beschließenden 

Ausschüsse zuständig für: 

 
1. die Zus3mmung zu über- und außerplanmäßigen Auszahlungen von mehr als 5.000 Euro, aber nicht 

mehr als 10.000 Euro im Einzelfall, soweit sie nicht innerhalb des Budgets gedeckt werden können, 

 

2. die Zus3mmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen von mehr als 5.000 Euro, aber nicht 

mehr als 10.000 Euro im Einzelfall, soweit die wirtscha2liche Verursachung noch nicht eingetreten 

ist und eine Deckung innerhalb des Budgets nicht möglich ist. 

 

3. die Bestä3gung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, soweit deren wirtscha2liche 

Verursachung bereits eingetreten ist, von mehr als 5.000 Euro, aber nicht mehr als 10.000 Euro im 

Einzelfall soweit sie nicht innerhalb des Budgets gedeckt werden können. 
 

(4) Soweit sich die Zuständigkeit der beschließenden Ausschüsse nach Wertgrenzen bes3mmt, beziehen sich 

diese auf den einheitlichen wirtscha2lichen Vorgang vermindert um darin enthaltene abzugsfähige 

Vorsteuerbeträge bzw. ohne die gesetzlich geschuldete Mehrwertsteuer. Die Zerlegung eines solchen 

Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung einer anderen Zuständigkeit ist nicht zulässig. Als Zerlegung eines 

wirtscha2lichen Vorgangs zählt nicht die Vergabe eines Au2rags als Nachtrag. Als Au2ragswert für die 

Vergabe eines Nachtrags gilt allein der Wert des Nachtrags. Über einen Nachtrag entscheidet das Gremium, 

das wertmäßig für die Vergabe des Nachtrags ohne Hinzurechnung des Au2ragswerts des ursprünglichen 

Au2rags zuständig ist. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den 
Jahresbetrag.  

 

§ 5 Beziehungen zwischen dem Gemeinderat und den beschließenden Ausschüssen 

 

(1) Wenn eine Angelegenheit für die Gemeinde von besonderer Bedeutung ist, können die beschließenden 

Ausschüsse die Angelegenheit dem Gemeinderat mit den S3mmen eines Fün2els aller Mitglieder zur 

Beschlussfassung unterbreiten. Lehnt der Gemeinderat eine Behandlung ab, entscheidet der zuständige 

beschließende Ausschuss. 
 

(2) Der Gemeinderat kann jede Angelegenheit an sich ziehen und Beschlüsse der beschließenden 

Ausschüsse, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder auFeben. Der Gemeinderat kann den 

beschließenden Ausschüssen allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen.  

 

(3) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen dem zuständigen 

beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden. Auf Antrag des Vorsitzenden oder eines 

Fün2els aller Mitglieder des Gemeinderates sind sie dem zuständigen beschließenden Ausschuss zur 

Vorberatung zu überweisen. 

 
(4) Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Beschlüsse zweier Ausschüsse, so hat der 

Bürgermeister den Vollzug der Beschlüsse auszusetzen und die Entscheidung des Gemeinderates 

herbeizuführen. 
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§ 6 Aufgaben des Verwaltungsausschusses 

 

(1) Die Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete, soweit es sich nicht 
um Geschä2e der laufenden Verwaltung handelt:  

 

1. Personalangelegenheiten, allgemeine Verwaltungsangelegenheiten;  

2. Schulen und Kindereinrichtungen;  

3. soziale und kulturelle Angelegenheiten;  

4. Gesundheitswesen; 

5. Marktangelegenheiten 

6. Angelegenheiten Öffentlicher Einrichtungen sowie der Wirtscha2sförderung; Finanz- und 

haushaltswirtscha2liche Angelegenheiten, einschließlich von Angelegenheiten aus dem 

Abgabenrecht; 
7. Öffentliche Sicherheit und Ordnung; 

8. Feuerlöschwesen sowie Katastrophen- und Zivilschutz;  

9. Friedhofs- und Besta;ungswesen;  

 

(2) Innerhalb der vorgenannten Aufgabengebiete entscheidet der Verwaltungsausschuss insbesondere 

über:  

 

1. die Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung von Beschä2igten der Entgeltgruppen 7;8 TVöD, 

soweit es sich nicht um befristete Angestellte handelt; 
2. die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Zuschüssen von mehr als 500 €, 

aber nicht mehr als 1.000 € im Einzelfall;  

3. die Planung und Ausführung von Maßnahmen bei Gesamtkosten von mehr als 10.000 Euro bis zu 

50.000 Euro 

4. die Vergabe von Au2rägen über Leistungen (Lieferungen und Dienstleistungen) bei Au2ragswerten 

von mehr als 10.000 Euro bis zu 50.000 Euro. 

5. die Stundungen von Forderungen von mehr als zwei Monaten bis sechs Monaten von mehr als 

1.500 € bis in unbeschränkte Höhe, von mehr als sechs Monaten bis zu einem Höchstbetrag von 

50.000 €; 

6. den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde oder die Niederschlagung solcher Ansprüche, die 
Führung von Rechtsstrei3gkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die 

Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde mehr als 

1.000 €, aber nicht mehr als 2.500 € im Einzelfall beträgt; 

7.  die Veräußerung von beweglichem Vermögen von mehr als 2.500 € Buchwert, aber nicht mehr als 

5.000 € Buchwert im Einzelfall; 

8. alle übrigen Angelegenheiten, für die nicht nach § 7 Abs.1 der Technische Ausschuss zuständig ist 

 

§ 7 Aufgaben des Technischen Ausschusses 

 

(1) Die Zuständigkeiten des Technischen Ausschusses umfassen folgende Aufgabengebiete, soweit sie nicht 
zu den Geschä2en der laufenden Verwaltung gehören: 

 

1. Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch- und TieMau, Vermessung); 

2. Angelegenheiten der Straßenverwaltung, Straßenbeleuchtung, Bauhof, Fuhrpark; 

3. Aufgaben im Bereich Verkehrswesen; 
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4. Umweltschutz, Landscha2spflege und Gewässerunterhaltung; 

5. Angelegenheiten der gemeindlichen Liegenscha2en, einschließlich der Wald-, Jagd- und 

Fischereibewirtscha2ung; 
6. technische Verwaltung gemeindeeigener Gebäude und Anlagen;  

 

(2) Innerhalb des vorgenannten Geschä2skreises entscheidet der Technische Ausschuss über: 

 

1. die Stellungnahmen der Gemeinde zu Anträgen auf Bauvorbescheide oder Bauanträgen, sofern 

nicht im § 9 Abs. 2 Punkt 13 geregelt 

2. die Planung und Ausführung einer Baumaßnahme (Baubeschluss) und die Genehmigung der 

Bauunterlagen bei voraussichtlichen bzw. tatsächlichen Gesamtbaukosten von über 10.000 Euro, 

jedoch nicht mehr als 100.000 Euro im Einzelfall; 

3. die Vergabe der Bauleistungen bei Au2ragswerten von über 10.000 Euro bis zu 100.000 Euro 
einschließlich der mit der Baumaßnahme zusammenhängenden und im Au2ragswert 

untergeordneten Leistungen sowie die Vergabe von Au2rägen über Leistungen (Lieferungen und 

Dienstleistungen) von mehr als 10.000 Euro bis zu 100.000 Euro  

4. die Erteilung von Genehmigungen und Zwischenbescheiden für Vorhaben und Rechtsvorgänge nach 

dem zweiten Kapitel des Baugesetzbuches (Städtebauordnung). 

5. die Erklärung des Einvernehmens der Gemeinde bei der Entscheidung über: 

 a) die Zulassung von Ausnahmen von Veränderungssperren,  

b) die Zulassung von Ausnahmen und die Erteilung von Befreiungen von           

Festsetzungen in Bebauungsplänen,  
c) die Zulassung von Vorhaben während der Aufstellung eines        

Bebauungsplanes,  

d) die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten       Ortsteile, 

sofern nicht im § 9 Abs.2 Punkt 13 geregelt. 

e) die Zulassung von Vorhaben im Außenbereich, wenn die jeweilige       Angelegenheit 

für die Städtebauliche Entwicklung der Gemeinde nicht von      grundsätzlicher Bedeutung oder 

von  besonderer Wich3gkeit ist. 

  

6. die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder 

grundstücksgleichen Rechten, wenn der Wert mehr als 1.000 €, aber nicht mehr als 5.000 € beträgt; 
7. Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichen Vermögen bei einem jährlichen 

Miet-, Pachtwert bzw. Leasingverträgen von mehr als 3.000 €, aber nicht mehr als 5.000 € im 

Einzelfall; 

8. Behandlung von Vorkaufsrechten bei Inanspruchnahme durch die Gemeinde. 

 

Abschni! IV  

Bürgermeister 

 

§ 8 Rechtsstellung des Bürgermeisters 

 
(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates und Leiter der Gemeindeverwaltung. Er vertri; 

die Gemeinde.  

 

(2) Der Bürgermeister ist hauptamtlich Beamter auf Zeit. Seine Amtszeit beträgt sieben Jahre.  
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§ 9 Aufgaben des Bürgermeisters 

 
(1) Der Bürgermeister ist für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsmäßigen Gang der 

Gemeindeverwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisa3on der Gemeindeverwaltung. Er 

erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschä2e der laufenden Verwaltung und die ihm sonst durch 

Rechtsvorschri2 oder vom Gemeinderat übertragenen Aufgaben.  

 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit es sich nicht 

bereits um Geschä2e der laufenden Verwaltung handelt: 

 

1. Bewirtscha2ung der Ansätze im Ergebnis- und Finanzhaushalt innerhalb der durch den 

Haushaltsplan festgesetzten Budgets mit Ausnahme der  
a) Entscheidung über Planung und Ausführung von Maßnahmen bei Gesamtkosten von mehr als 

10.000 Euro, 

b) Vergabe von Au2rägen über Leistungen (Lieferungen und Dienstleistungen) bei Au2ragswerten 

von mehr als 10.000 Euro ne;o, 

c) Vergabe der Bauleistungen bei Au2ragswerten von über 10.000 Euro ne;o einschließlich der mit 

der Baumaßnahme zusammenhängenden und im Au2ragswert untergeordneten Leistungen, 

 

2. die Zus3mmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Auszahlungen bis zu 5.000 Euro im 

Einzelfall, soweit sie nicht innerhalb des Budgets gedeckt werden können, 
 

3. die Zus3mmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen bis zu 5.000 Euro im Einzelfall, 

soweit die wirtscha2liche Verursachung noch nicht eingetreten ist und eine Deckung innerhalb des 

Budgets nicht möglich ist, 

  

4. die Bestä3gung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, soweit deren wirtscha2liche 

Verursachung bereits eingetreten ist, bis zu 5.000 Euro im Einzelfall, und eine Deckung innerhalb 

des Budgets nicht möglich ist, 

 

5. die Einstellung, Höhergruppierung, Entlassung und sons3ge personalrechtliche Entscheidungen 
von Beschä2igten bis Entgeltgruppe 6 TVöD und befristeten Angestellten bis Entgeltgruppe 8 

TVöD, Auszubildenden, Prak3kanten und anderen in Ausbildung stehenden Personen, 

  

6. die Bewilligung von nicht durch das Budget gedeckten Zuschüssen bis zu 500 Euro im Einzelfall, 

 

7. die Stundung von Forderungen im Einzelfall bis zu zwei Monaten in unbeschränkter Höhe, bis zu 

sechs Monaten und bis zu einem Höchstbetrag von 1.500 Euro, 

 

8. den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher Ansprüche, die 

Führung von Rechtsstrei3gkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die 
Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde im Einzelfall 

nicht mehr als 1.000 Euro beträgt, 

 

9. die Veräußerung und dingliche Belastung, der Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder 

grundstücksgleichen Rechten im Buchwert bis zu 1.000 
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      Euro im Einzelfall, 

 

10. Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu einem jährlichen 
Miet-, Pachtwert bzw. Leasingverträgen bis 3.000 Euro im Einzelfall, Abschluss von Mietverträgen 

für kommunale Wohnungen in unbegrenzter Höhe, 

 

11. die Veräußerung von sons3gen Teilen des Anlagevermögens im Buchwert bis zu 2.500 Euro im 

Einzelfall, 

 

12. die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von Bürgscha2en und von Verpflichtungen aus 

Gewährverträgen und den Abschluss der ihnen wirtscha2lich gleichkommenden Rechtsgeschä2e, 

soweit sie im Einzelfall den Betrag von 2.500 Euro nicht übersteigen, 

 
13. die Stellungnahme der Gemeinde zu Anträgen auf Bauvorentscheide oder zu Bauanträgen sowie 

die Erklärung des Einvernehmens der Gemeinde bei der Entscheidung über Zulassung innerhalb 

der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, für bauliche Anlagen ohne Aufenthaltsräume und für 

Veränderungen geringen Umfangs an Wohngebäuden, sons3gen Gebäuden oder baulichen 

Anlagen, die das Ortsbild nicht nachhal3g prägen, 

 

14. die Annahme oder Vermi;lung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen 

zugunsten von Museen, Bibliotheken und Archiven, deren Träger die Gemeinde ist, sowie für die 

Annahme oder Vermi;lung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen im Einzelfall 
bis zu einem Wert von 50 Euro. 

 

15. die Stellungnahmen der Gemeinde als Träger öffentlicher Belange. Dem Gemeinderat wird dazu 

zeitnah berichtet. 

 

16. die Beantwortung der Anfragen zum Verzicht auf das gemeindliche Vorkaufsrecht, dem 

Gemeinderat wird dazu zeitnah berichtet. 

Entscheidungen nach § 9 Abs. 2 Nr. 1, die Belange einer Ortscha2 betreffen, sollen nach Anhörung mit dem 

Ortscha2srat getroffen werden. 

 
(3) Der Bürgermeister muss Beschlüssen des Gemeinderates widersprechen, wenn er der Auffassung ist, 

dass sie rechtswidrig sind; er kann ihnen widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie für die 

Gemeinde nachteilig sind. Der Widerspruch muss unverzüglich, spätestens jedoch binnen zwei Wochen nach 

Beschlussfassung gegenüber den Gemeinderäten ausgesprochen werden. Der Widerspruch hat 

aufschiebende Wirkung. Gleichzei3g ist unter Angabe der Widerspruchsgründe eine Sitzung einzuberufen, 

in der erneut über die Angelegenheit zu beschließen ist; diese Sitzung hat spätestens vier Wochen nach der 

ersten Sitzung sta;zufinden. Ist nach Ansicht des Bürgermeisters auch der neue Beschluss rechtswidrig, 

muss er ihm erneut widersprechen und unverzüglich die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde über die 

Rechtmäßigkeit herbeiführen. 

 
(4) Absatz 3 gilt entsprechend für Beschlüsse, die durch beschließende Ausschüsse gefasst werden. In diesen 

Fällen hat der Gemeinderat über den Widerspruch zu entscheiden.  
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§ 10 Stellvertretung des Bürgermeisters 

 

Der Gemeinderat bestellt aus seiner Mi;e einen 1. und einen 2. Stellvertreter des Bürgermeisters. Die 
Stellvertretung beschränkt sich auf die Fälle der Verhinderung beim Vorsitz im Gemeinderat, bei der 

Vorbereitung der Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse sowie bei der Repräsenta3on der 

Gemeinde.  

Für die Stellvertretung bei Verhinderung des Bürgermeisters im Übrigen bestellt der Bürgermeister im 

Einvernehmen mit dem Gemeinderat einen oder mehrere Bedienstete. Die Bestellung und die Bes3mmung 

der Reihenfolge nimmt der Bürgermeister vor. 

 

§ 11 Gleichstellungsbeau3ragte 

 

(1) Der Gemeinderat bestellt einen Beau2ragten für die Gleichstellung von Frau und Mann. Der Beau2ragte 
ist ehrenamtlich tä3g. 

(2) Der Gleichstellungsbeau2ragte wirkt auf die Verwirklichung des Grundrechtes der Gleichberech3gung 

von Frau und Mann im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde hin.  

(3) Der Gleichstellungsbeau2ragte ist in der Ausübung seiner Tä3gkeit unabhängig. Er hat das Recht, an den 

Sitzungen des Gemeinderates und der für seinen Aufgabenbereich zuständigen Ausschüsse mit beratender 

S3mme teilzunehmen. Ein Antrags- oder S3mmrecht steht dem Gleichstellungsbeau2ragten dabei nicht zu. 

Die Gemeindeverwaltung unterstützt den Gleichstellungsbeau2ragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben. 

 

Abschni! V  
Mitwirkung der Einwohner 

 

§ 12 Einwohnerversammlungen 

 

Allgemein bedeutsame Gemeindeangelegenheiten sollen mit den Einwohnern erörtert werden. Zu diesem 
Zweck soll der Gemeinderat mindestens zweimal im Jahr eine Einwohnerversammlung anberaumen. Eine 

Einwohnerversammlung ist anzuberaumen, wenn dies von den Einwohnern beantragt wird. Der Antrag 

muss unter Bezeichnung der zu erörternden Angelegenheiten schri2lich eingereicht werden. Der Antrag 

muss von mindestens fünf vom Hundert der Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 

unterzeichnet sein. 
 

§ 13 Einwohnerantrag 

 

Der Gemeinderat muss Gemeindeangelegenheiten, für die er zuständig ist, innerhalb von drei Monaten 

behandeln, wenn dies von den Einwohnern beantragt wird. Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu 

behandelnde Angelegenheit schri2lich eingereicht werden. Der Antrag muss von mindestens fünf vom 

Hundert der Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein. 
 

§ 14 Bürgerbegehren 

 

Die Durchführung eines Bürgerentscheides nach § 24 SächsGemO kann schri2lich von den Bürgern der 

Gemeinde beantragt werden (Bürgerbegehren). Das Bürgerbegehren muss von mindestens fünf vom 

Hundert der Bürger der Gemeinde unterzeichnet sein. 
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Abschni! VI  
Ortscha3sverfassung 

 

§ 15 Ortscha3sverfassung  

 

 

(1) Für folgende Ortsteile werden Ortscha2sverfassungen eingeführt: 
 für die Ortscha2 Rothnaußlitz mit den Ortsteilen Karlsdorf, Po;schapplitz, Cannewitz und 

Rothnaußlitz 

 für die Ortscha2 Pohla-Stacha mit den Ortsteilen Pohla und Stacha 

  

(2) Der Ortscha2srat besteht aus 4 Mitgliedern.  

 
(3) Der Ortscha2srat wählt den Ortsvorsteher und einen oder mehrere Stellvertreter für seine Wahlperiode. 

Der Ortsvorsteher ist zum Ehrenbeamten auf Zeit zu ernennen. 

 

(4) Der Ortsvorsteher vertri; den Bürgermeister ständig bei dem Vollzug der Beschlüsse des Ortscha2srates. 

Der Bürgermeister kann dem Ortsvorsteher allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen, soweit er ihn 

vertri;. Der Bürgermeister kann dem Ortsvorsteher ferner in den Fällen des § 52 Abs. 2 und 4 SächsGemO 

Weisungen erteilen. 

 

(5) In den Ortscha2en werden keine örtlichen Verwaltungen eingerichtet. 

 
(6) Den Ortscha2sräten werden die in § 67 Abs. 1 SächsGemO genannten Angelegenheiten übertragen.  

 

(7) Dem Ortscha2srat werden zur Erfüllung der ihm zugewiesenen Aufgaben angemessene Haushaltsmi;el 

zur Verfügung gestellt. Die ortscha2sbezogenen Haushaltsansätze werden im Rahmen der Gesamtausgaben 

der Gemeinde unter Berücksich3gung des Umfanges der in der Ortscha2 vorhandenen Einrichtungen und 

der durch sie wahrgenommenen Aufgaben festgesetzt. 

 

(8) Der Ortscha2srat ist zu wich3gen Angelegenheiten der Gemeinde, die die Ortscha2 betreffen oder von 

unmi;elbarer Bedeutung für die Ortscha2 sind, zu hören, insbesondere bei der Aufstellung der 
ortscha2sbezogenen Haushaltsansätze, der Wahrnehmung der gemeindlichen Planungshoheit und der 

Vermietung, Verpachtung oder Veräußerung der in der Ortscha2 gelegenen öffentlichen Grundstücke. Er 

hat ein Vorschlagsrecht zu allen Angelegenheiten, die die Ortscha2 betreffen. 

 

(9) Bürgerentscheide und Bürgerbegehren gem. §§ 24, 25 SächsGemO können auch in der Ortscha2 

Rothnaußlitz und Pohla-Stacha durchgeführt werden. 

 

 

 

Abschni! VII  
Schlussbes7mmungen 

 

§ 16 In-Kra3-Treten/Außer-Kra3-Treten 
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Die Hauptsatzung in der Fassung vom 28.04.2026 tri; am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in 

Kra2.  

Gleichzei3g tri; die Hauptsatzung der Gemeinde Demitz-Thumitz vom 30.09.2020 inklusive Ihrer 
Änderungen außer Kra2. 

 

Demitz-Thumitz, 28.04.2026 

 
Alexander Pötschke 

Bürgermeister 

 

 

Gilt nur bei der Veröffentlichung: 

 

Hinweis nach §4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen  
(SächsGemO)  

Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von  

Verfahrens- und Formvorschri2en der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer 

Bekanntmachung als von Anfang an gül3g zustande gekommen.  

Dies gilt nicht, wenn  

1. die Ausfer3gung der Satzung nicht oder fehlerha2 erfolgt ist,  

2. Vorschri2en über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 

Satzung verletzt worden sind,  

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen 
hat,  

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist  

 a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat, oder  

 b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschri2 gegenüber der Gemeinde unter 

 Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schri2lich geltend gemacht 

worden ist.  

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 

Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.  

 

Bekanntmachungsvermerk: Die Neuausfer3gung der Hauptsatzung wurde im Amtsbla; am 29.04.2026 
öffentlich bekannt gemacht.  

 

 
Alexander Pötschke 

Bürgermeister 

 

Ende öffentliche Bekanntmachungen 


